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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz 

über die Gewährung von Zuwendungen 
an die Landkreise und kreisfreien Städte

für ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen 
für Suchtkranke und für Kontakt- und 
Beratungsstellen für psychisch Kranke

Vom 19 . Januar 2023

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1 .1  Das Land Brandenburg unterstützt die Landkreise und 
kreisfreien Städte bei ihrer Aufgabenerfüllung nach § 5 
und § 8 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgeset-
zes vom 23 . April 2008 (GVBl . I S . 95) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie nach § 3 und § 6 des Branden-
burgischen Psychisch-Kranken-Gesetzes vom 5 . Mai 
2009 (GVBl . I S . 134) in der jeweils geltenden Fassung . 
Hierfür gewährt das Land nach Maßgabe dieser Richt-
linie und der Verwaltungsvorschriften (VV/VVG) zu § 44 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) den Landkreisen 
und kreisfreien Städten Zuwendungen zur Förderung der 
ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen für 
Suchtkranke (BBS) und der Kontakt- und Beratungsstel-
len für psychisch Kranke (KBS) .

1 .2  Ein Anspruch der Landkreise und kreisfreien Städte auf 
Gewährung der Zuwendung besteht nicht . Vielmehr ent-
scheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflicht-
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel .

1.3 Zentrales Ziel der Landesförderung ist die flächen­
deckende Versorgung der Bevölkerung durch BBS und 
KBS im Land Brandenburg, die die unter Nummer 4 .2 
vorgegebenen Standards erfüllen .

2 Gegenstand der Förderung

 Gefördert werden anteilige Personalkosten der BBS und 
KBS . 

3  Zuwendungsempfangende

3 .1 Erstempfangende der Zuwendungen sind die Landkreise 
und kreisfreien Städte des Landes Brandenburg, die  
unverzüglich die Zuwendungen als Festbetragsfinanzie-
rung in voller Höhe mit eigener Bescheiderteilung nach  
Nummer 12 VVG zu § 44 LHO in Verbindung mit Num-
mer 12 VV zu § 44 LHO an die Letztempfangenden wei-
terleiten .

3 .2 Letztempfangende der Zuwendungen sind die Träger von 
BBS und KBS, welche insbesondere Kommunen, Ver-
bände der freien Wohlfahrtspflege und freie Träger sein 
können . 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4 .1 Die Förderung der Personalkosten der BBS und KBS er-

folgt unter der Voraussetzung, dass die Landkreise und 
kreisfreien Städte im Sinne der kommunalen Daseinsfür-
sorge die erforderliche Grundfinanzierung für den ord-
nungsgemäßen Betrieb der BBS und KBS absichern . 
Hierzu ist im Rahmen der Beantragung der Zuwendung 
eine entsprechende Bestätigung abzugeben .

4 .2 Voraussetzung für die Förderfähigkeit der BBS und KBS 
ist die Einhaltung folgender vorgegebener Standards: 

- BBS: Standards und Qualitätsmerkmale der Bera-
tungs- und Behandlungsstellen für Abhängigkeits-
kranke im Land Brandenburg (Anlage 1), 

- KBS: Leistungsbeschreibung für die Kontakt- und 
Beratungsstellen für psychisch Kranke im Land 
Brandenburg (Anlage 2) .

4 .3 Der kommunale Anteil an den zuwendungsfähigen Ge-
samtausgaben der BBS und KBS (siehe Nummer 5 .4 .1) 
muss grundsätzlich mindestens 20 Prozent betragen .  

4 .4 Die Zuwendungsempfangenden haben darauf hinzuwir-
ken, dass die geförderten Angebote für Menschen mit 
Behinderungen oder Beeinträchtigungen zugänglich sind . 
Mit dem Antrag sind die Maßnahmen darzustellen, mit 
denen die Zuwendungsempfangenden Menschen mit  
Behinderungen oder Beeinträchtigungen den Zugang zu 
den geförderten Angeboten ermöglichen .

5  Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Festbetragsfinanzierung

5 .3 Form der Zuwendung: Zuweisung

5 .4 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

5 .4 .1 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben der BBS und 
KBS umfassen ausschließlich die Ausgaben für das Per-
sonal, welches den in den Anlagen 1 und 2 definierten 
Standards entspricht . 

5 .4 .2 Die Zuwendung beträgt je Landkreis und kreisfreie  
Stadt maximal 118 383,32 Euro pro Jahr und ist aus-
schließlich zur anteiligen Finanzierung von Personalkos-
ten der BBS und KBS zu verwenden . Gefördert werden 
Personalkosten für Fachkräfte entsprechend den in den 
Anlagen 1 und 2 vorgegebenen Standards; die Förderung 
von Personalkosten für Teilzeitstellen ist zulässig .

5 .4 .3  Die Zuwendungen sind durch die Landkreise und kreis-
freien Städte grundsätzlich in Höhe von 70 277,77 Euro 
für die BBS (davon 22 172,22 Euro zur Vermeidung und 
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Bekämpfung der Glücksspielsucht) und in Höhe von  
48 105,55 Euro für die KBS einzusetzen . Ausnahmen 
hiervon bedürfen der Zustimmung der Bewilligungsbe-
hörde .

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6 .1  Die Weiterleitung der Zuwendung durch die Erstempfan-
genden an die Letztempfangenden erfolgt mit eigener 
Bescheidung .

6 .2  Die Weiterleitung der Zuwendung an die oder den Letzt-
empfangenden ist nur zulässig, wenn die oder der Erst-
empfangende sicherstellt, dass die oder der Letztempfan-
gende die Zuwendungsbestimmungen dieser Förder-
richtlinie einhält . 

6 .3  Die Weitergabebescheide müssen die gleichen allgemei-
nen und besonderen Nebenbestimmungen enthalten wie 
der Bescheid an die oder den Erstempfangenden . 

6 .4  Die oder der Erstempfangende prüft die ordnungsgemäße 
Verwendung der Zuwendung durch die oder den Letzt-
empfangenden .

6 .5  Es ist darauf hinzuwirken, dass die Angebote zur Erfül-
lung des Zuwendungszwecks für Menschen mit Behin-
derungen diskriminierungs- und barrierefrei im Sinne 
des Brandenburgischen Behindertengleichstellungsgeset-
zes vom 11 . Februar 2013 (GVBl . I Nr . 5) in der jeweils 
geltenden Fassung sind .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

 Die Anträge auf Zuwendung sind durch die Landkreise 
und kreisfreien Städte für das Jahr 2023 innerhalb von 
vier Wochen nach Veröffentlichung dieser Richtlinie im 
Amtsblatt für Brandenburg und für das Jahr 2024 bis zum 
31 . Oktober 2023 unter Verwendung des vorgegebenen 
Antragsformulars (Anlage 3) zu stellen beim:

 Landesamt für Soziales und Versorgung
 Dezernat 53
 Lipezker Straße 45
 03048 Cottbus

7 .2 Bewilligungsverfahren

 Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Soziales und 
Versorgung (LASV) . 

7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Zuwendung wird in vier gleich großen Teilbeträgen 
quartalsweise, jeweils zur Mitte des zweiten Monats im 
Quartal, ohne Anforderung durch das LASV überwiesen . 

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Der Bewilligungsbehörde ist durch die oder den Erst-
empfangenden spätestens mit Ablauf des neunten Mo-
nats nach Ablauf des Haushaltsjahres eine Verwendungs-
bestätigung nach Nummer 7 ff . der Anlage 21 zu VVG 
Nr . 5 .1 zu § 44 LHO - Allgemeine Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderung an Gemeinden 
(GV) (ANBest-G) - vorzulegen . Der Verwendungsbestä-
tigung der oder des Erstempfangenden sind die von ihr 
oder ihm geprüften Verwendungsbestätigungen der 
Letztempfangenden beizufügen . 

 Zur Erfolgskontrolle ist mit der Verwendungsbestätigung 
von der oder dem Zuwendungsempfangenden das mit der 
Zuwendung erzielte Ergebnis anhand der Indikatoren in 
den strukturierten Sachberichten wie folgt darzustellen:

- für die KBS der strukturierte Sachbericht entspre-
chend dem vom LASV vorgegebenen Muster sowie 
die Einschätzung des Landkreises oder der kreisfreien 
Stadt zur Wirksamkeit, Qualität und Einhaltung der 
Standards der KBS im gemeindepsychiatrischen  
Hilfesystem,  

- für die BBS der Deutsche Kerndatensatz mit Modul 
Brandenburg und der strukturierte Sachbericht für 
Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke 
(in der Fassung aus 2020) sowie die Einschätzung 
des Landkreises oder der kreisfreien Stadt zur Wirk-
samkeit, Qualität und Einhaltung der Standards der 
BBS . 

7 .5 Zu beachtende Vorschriften

 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu  
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen werden .

 Der Landesrechnungshof ist nach § 88 Absatz 1 und § 91 
Absatz 1 LHO zur Prüfung berechtigt . Die oder der Erst-
empfangende der Zuwendung ist verpflichtet, dem Lan-
desrechnungshof im Rahmen der Prüfung Einblick in die 
Geschäftsunterlagen und Zugang zu den Geschäftsräu-
men zu gewähren und alle in Zusammenhang mit der 
Verwendung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu 
erteilen . Die Letztempfangenden sind im Rahmen der 
Weiterleitung von Zuwendungen entsprechend zu ver-
pflichten.

8 Geltungsdauer

 Diese Richtlinie tritt rückwirkend am 1 . Januar 2023 in 
Kraft und mit Ablauf des 31 . Dezember 2024 außer 
Kraft .
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Anlage 1

Standards und Qualitätsmerkmale 
der Beratungs- und Behandlungsstellen 

für Abhängigkeitskranke
im Land Brandenburg

in der Fassung vom September 2020
auf der Grundlage von Anregungen 

des AK ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen 
der Brandenburgischen Landesstelle für Suchtfragen e . V .

Präambel

Ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen (BBS) sind ein 
unverzichtbares Bindeglied im Netzwerk der Suchtkrankenhilfe .

Sie tragen mit ihren komplexen Leistungen wesentlich zur 
Wirksamkeit der unterschiedlichen Hilfen aller Leistungsträger 
in diesem Arbeitsfeld bei .

Mit einem breiten Spektrum von Angeboten erfüllen die BBS 
Aufgaben im Sinne des Grundsatzes Ambulant vor Stationär 
und wirken somit insgesamt kostendämpfend .

Aufgaben der ambulanten Beratungs- und Behandlungs-
stellen für Abhängigkeitskranke (BBS)

Die BBS nehmen wichtige Aufgaben für die ambulante Versor-
gung wahr: die Durchführung und Koordinierung personenbe-
zogener Hilfen und - als Voraussetzung hierfür - die institutio-
nelle Vernetzung mit anderen Dienstleistern und notwendigen 
Kooperationspartnern .

Die Tätigkeit der Beratungs- und Behandlungsstellen zielt auf 
der personenbezogenen und auf der institutionellen Ebene auf 
eine Vermeidung beziehungsweise Bewältigung von Abhängig-
keitserkrankungen und auf die Verhinderung von Suchtmittel-
missbrauch und riskantem Suchtverhalten . Die BBS bieten per-
sönliche Beratung, Behandlung und die Vermittlung zu weiter-
führenden Hilfen sowie Leistungen in der Vernetzung von am-
bulanter, teilstationärer und stationärer Hilfe für Suchtkranke, 
Suchtgefährdete und deren Angehörige in der Region an . Darü-
ber hinaus wird ein angemessenes Angebot für Multiplikatoren 
zur Suchtprävention vorgehalten .

Rechtliche Grundlagen

Insbesondere:

- Brandenburgisches Gesetz über den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst (BbgGDG) in Verbindung mit

- SGB I
- Brandenburgisches Psychisch-Kranken-Gesetz 
 (BbgPsychKG)
- SGB II (seit 1 . Januar 2005)
- SGB V, SGB VI, Vereinbarung Abhängigkeitserkrankun-

gen vom 4 . Mai 2001 
- SGB VIII
- SGB IX (seit 1 . Juli 2001) 

- SGB XII (seit 1 . Januar 2005) 
- Brandenburgisches Glücksspielausführungsgesetz 
 Glücksspielstaatsvertrag/Glücksspieländerungsstaatsvertrag

Weitere Grundlagen

- Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen Rentenver-
sicherung und der Gesetzlichen Krankenversicherung zur 
Nachsorge im Anschluss an eine medizinische Rehabilitation 
Abhängigkeitskranker vom 31 . Oktober 2012

- Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen Rentenver-
sicherung und der Gesetzlichen Krankenversicherung zur 
ambulanten medizinischen Rehabilitation Abhängigkeits-
kranker vom 3 . Dezember 2008

Zielgruppen und Kooperationspartner/-partnerinnen

- Personen, die eine Abhängigkeitserkrankung in stoffgebun-
dener oder stoffungebundener Form aufweisen

- Personen mit riskanten und schädlichen Konsummustern 
beziehungsweise Verhaltensweisen

- Mitbetroffene Angehörige und Bezugspersonen
- Selbsthilfegruppen 
- Vertreter von kooperierenden Institutionen 
- Zu beteiligende Multiplikatoren

Personenbezogene Ziele und Aufgaben

Die Tätigkeit der BBS zielt auf die Vermeidung des riskanten, 
schädlichen oder abhängigen Gebrauchs psychotroper Substan-
zen oder entsprechender riskanter, schädlicher oder abhängiger 
nicht-stoffgebundener Verhaltensweisen (zum Beispiel patholo-
gisches Glücksspielen, internetbezogene Störungen) . Ein weite-
res Ziel ist die Verminderung des resultierenden persönlichen, 
(psycho-)sozialen und volkswirtschaftlichen Schadens . Die je-
weiligen Interventionsmaßnahmen entsprechen dem Hilfebedarf 
der unterschiedlichen Zielgruppen und verfolgen kurz-, mittel- 
und langfristige Ziele . Zu den Aufgaben gehören unter anderem:

- Vermittlung von Einsichten über Art und Ausmaß sucht-
relevanter Verhaltensweisen und Krankheitsfolgen, mit dem 
Ziel der Förderung von Veränderungsbereitschaft und Be-
handlungsmotivation

- Verhaltensänderungen und Handlungskompetenzen für den 
Umgang mit suchtkritischen Situationen

- Erreichung von (längeren) Abstinenz(-phasen) und Rück-
fallprophylaxe (Schadensminimierung)

- Soziale Sicherung der Betroffenen durch Maßnahmen zum 
Erhalt beziehungsweise der Erlangung von Wohnung, Ar-
beit/Beschäftigung und (psycho-)sozialer Teilhabe . 

Das Leistungsangebot der BBS richtet sich nach den vertrag-
lich vereinbarten Versorgungsaufgaben in einer Versorgungs-
region . Leistungsbereiche mit Kernaufgaben und ergänzenden 
Aufgaben sind in der folgenden Anlage „Leistungsbereiche mit 
Kern- und ergänzenden Aufgaben der BBS“ aufgelistet .

Vernetzungsziele und -aufgaben

Vernetzung soll sowohl individuenbezogen als auch übergrei-
fend institutionsbezogen stattfinden:
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­ Individuenbezogen findet Vernetzung im Sinne des Case 
Managements statt . Diese Form der Organisation von klien-
tenbezogener Kooperation hat sich als tragfähig und ver-
bindend herausgestellt .

­ Institutionsbezogen ist die Herstellung und Pflege inter­
institutioneller Kontakte als weitere Aufgabe hervorzuheben 
- nach Möglichkeit verbindlich gestaltet in Kooperations-
vereinbarungen - und die fachliche Mitarbeit in regionalen 
und überregionalen Gremien zur Gestaltung der psycho-
sozialen Versorgungsstruktur .

- Zum Schwerpunkt Glücksspielsuchtberatung wirken die 
BBS im Netzwerk Frühe Intervention bei pathologischem 
Glücksspiel im Land Brandenburg zum kontinuierlichen 
Fachaustausch mit, das Netzwerk wird durch die Lan-
desstelle für Suchtfragen koordiniert .

Qualitätssicherung

Strukturqualität

Die Strukturqualität beschreibt die betriebliche Infrastruktur, 
insbesondere die Beschreibung von personellen und materiel-
len Rahmenbedingungen .

Personelle Ausstattung

Eine BBS soll über ein multiprofessionelles Team verfügen, in 
dem nach Möglichkeit folgende Fachkräfte zusammenarbeiten: 

- staatlich anerkannte Sozialpädagogen/Sozialpädagoginnen 
und Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen mit Diplom oder 
Bachelorabschluss und Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen mit 
vergleichbaren Berufsabschlüssen, Psychologen/Psycholo-
ginnen, Ärzte/Ärztinnen

- Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen mit Erfahrung in der Sucht-
krankenhilfe und entsprechender Zusatzqualifikation

- Verwaltungsmitarbeiter/-mitarbeiterinnen
­ Zur qualifizierten Beratung und Behandlung von problema-

tischen und pathologischen Glücksspielern/Glücksspiele-
rinnen und deren Angehörigen sollten die jeweiligen Fach-
berater/Fachberaterinnen eine grundlegende Qualifizierung 
zur Beratung und Behandlung bei pathologischem Glücks-
spielverhalten absolviert haben . Auf die bereits vorhandene 
fachliche Expertise der Träger des seit 2008 bestehenden 
Netzwerkes Frühe Intervention bei pathologischem Glücks-
spiel im Land Brandenburg wird verwiesen .

Die Anzahl der Fachkräfte und deren Qualifikationen richten 
sich nach dem Versorgungsauftrag und der Größe und Einwoh-
nerzahl der Versorgungsregion .

Die Empfehlung der Deutschen Hauptstelle für Suchtfragen 
(DHS) empfiehlt je 10 000 Einwohner eine Fachkraft in der 
BBS .

Zur Erbringung von spezifischen Leistungen zur ambulanten 
Rehabilitation im Sinne der Rentenversicherung müssen min-
destens drei therapeutische Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen (mit 
zusammen mindestens 2,0 Vollzeitstellen) und anerkannter Sucht- 
Zusatzqualifikation sowie ein Arzt/eine Ärztin mit mindestens 

drei Wochenstunden (pro Patienten-Gruppe) in der BBS be-
schäftigt sein1 .

Ausstattung

Je nach Auftrag und Struktur der Versorgungsregion hält die 
BBS zentrale und dezentrale Beratungsangebote mit entspre-
chenden Diensträumen vor .

Die Räumlichkeiten der BBS sollen behindertengerecht, zentral 
gelegen und mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut zu erreichen 
sein .

Zur Ausstattung gehören unter anderem:

- Wartebereich, Diensträume für Einzel- und Gruppenbera-
tung mit entsprechender Ausstattung, Sanitärbereich

­ Computer, Drucker, aktuell vom IFT zertifizierte Software 
für Klientendokumentation

- Telefon, Fax, Anrufbeantworter, Internet
- PKW .

Öffnungszeiten

Die Öffnungszeiten richten sich nach dem Bedarf, dem Versor-
gungsauftrag und den vorhandenen personellen Ressourcen . 
Sie sollten neben der werktäglichen Öffnung auch Abendstun-
den umfassen, um allen Betroffenen die Möglichkeit zu geben, 
eine Beratungsstelle aufsuchen zu können . Alle Außenstellen 
beziehungsweise dezentralen Beratungsangebote sollen min-
destens einmal in der Woche besetzt sein . Feste Beratungszei-
ten sind zu vereinbaren und in der Öffentlichkeit bekannt zu 
machen . Onlinebasierte Beratungsmöglichkeiten sollen ergän-
zend aufgebaut und angeboten werden .

Öffentlichkeitsarbeit

Die BBS soll in der Öffentlichkeit ihr Beratungs- und Behand-
lungsangebot durch gezielte Presse- und Medienarbeit darstel-
len . Angebote, Öffnungszeiten und Kontaktinformationen sind 
auf der Internetseite der BBS darzustellen und fortlaufend zu 
aktualisieren .

Finanzierung

Die Finanzierung der BBS erfolgt derzeit aus Mitteln der öf-
fentlichen Hand im Rahmen von gesetzlichen und freiwilligen 
Leistungen sowie der Sozialleistungsträger . Einzelne Aufgaben 
werden im Rahmen von Projektfinanzierungen (Zuwendungen) 
oder über Entgelte von Sozialversicherungsträgern wie zum 
Beispiel Rentenversicherung/Krankenkassen sowie mit Eigen-
mitteln der Leistungserbringer finanziert.

Die rechtlichen Möglichkeiten müssen voll ausgeschöpft wer-
den, damit weitere Anteile der Tätigkeiten der BBS in die Leis-
tungspflicht der Sozialleistungsträger überführt werden kön-

1 Anlage 1 zur Vereinbarung Abhängigkeitserkrankungen vom 4 . Mai 2001 - 
Anforderungen an die Einrichtungen zur Durchführung ambulanter medi-
zinischer Leistungen zur Rehabilitation .
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nen, beispielsweise Prävention Beratung, Motivationsarbeit, 
psychosoziale Betreuung Substituierter oder Leistungen gemäß 
SGB II .

Konzeption

Die ambulante Beratungsstelle soll eine wissenschaftlich fun-
dierte, den Erfordernissen des Versorgungsbereiches angepass-
te Konzeption nachweisen, die im zweijährlichen Rhythmus 
überprüft und gegebenenfalls überarbeitet wird . Glücksspiel-
suchtspezifische Leistungen sollen im Konzept dargestellt wer-
den .

Prozessqualität

Die Prozessqualität beschreibt die Abläufe (Durchführung und 
Methoden) der einzelnen Dienstleistungen der BBS .

Ambulante Suchtberatung stellt eine Teamleistung dar . Deshalb 
ist es wichtig interne und externe Kooperation klientenbezogen 
und institutionell übergreifend sicherzustellen . Dazu gehört 
eine kontinuierliche Personalentwicklung . Die regelmäßige 
Fort- und Weiterbildung ist für alle Mitarbeiter/Mitarbeiterin-
nen der BBS verpflichtend.

Merkmale interner Kooperation sind:

- Wöchentliche Dienstberatung und Fallbesprechung
- Prozessbegleitende Supervision und Beratung
- Bedarfsgerechte Entwicklung der Konzeption

Klientenbezogene und institutionelle Kooperation

- Kooperation, Vernetzung und Erfahrungsaustausch mit an-
deren Diensten und Einrichtungen zum Beispiel: Hausärz-
ten/Hausärztinnen, Sozialpsychiatrischem Dienst, stationären 
und komplementären Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe, 
Rehabilitationsträgern, dem Jugendamt (ASD), den Job-
centern nach SGB II etc .

- Fort- und Weiterbildung für Multiplikatoren und Interes-
sierte sollte angeboten werden

- Einbindung in regionale und überregionale Versorgungs-
strukturen und Fachgremien

- Mitwirkung im Netzwerk Frühe Intervention bei pathologi-
schem Glücksspiel im Land Brandenburg

- Mitwirkung an Sozialplanungsprozessen

Diese Kooperationsformen verfolgen langfristige Ziele, sie sol-
len wo möglich verbindlich in Kooperationsvereinbarungen 
festgelegt werden .

Qualitätsmanagement

Das interne Qualitätsmanagement bezieht sich auf standardi-
sierte Prozessabläufe, insbesondere die sachgerechte Durchfüh-
rung, Dokumentation und laufende Anpassung diagnostischer, 
beraterischer, betreuerischer und therapeutischer Maßnahmen .

Die individuelle Entwicklung und Anwendung von Instrumen-
ten der Qualitätssicherung wird vorausgesetzt .

Dokumentation

Die klientenbezogene Dokumentation erfolgt EDV-gestützt auf 
der Basis des Deutschen Kerndatensatzes, daraus wird zusätz-
lich auch der Strukturierte Sachbericht für Brandenburg gene-
riert .

Ergebnisqualität

Strukturierter Sachbericht inklusive Zusatzfragen für Branden-
burg

Das Instrument des Strukturierten Sachberichts2 beinhaltet ne-
ben den bereits erwähnten KDS-Daten relevante regionale Fak-
ten wie Einzugsgebiet, Bevölkerungsdichte der Beratungsstelle 
sowie die Erfassung der Anzahl und des Aufenthaltsortes von 
Kindern von Suchtkranken und zu Erfahrungen der Klienten/
Klientinnen mit häuslicher Gewalt . Grundlage sind das jeweils 
gültige Manual zum Deutschen Kerndatensatz und das Manual 
zum Strukturierten Sachbericht .  

Grundsätzlich werden für die Beschreibung der Leistungsmerk-
male folgende Haltungen/Grundlagen zugrunde gelegt:

Die Arbeit der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstelle 
erfolgt:

­ suchtspezifisch (stoffgebundene Suchtformen stoffungebun­
dene Verhaltensformen)

- nach dem Prinzip der Freiwilligkeit/Unabhängigkeit
- vertraulich und diskret
­ unter Einhaltung der Schweigepflicht
- unter Berücksichtigung von Migrationsentwicklungen und 

-hintergründen
- niedrigschwellig/ohne Zugangsvoraussetzungen
- barrierearm
- inhaltlich und strukturell nachhaltig . 

Leistungsbereiche

Die nachfolgenden Tabellen benennen die Kernaufgaben sowie 
ergänzende Aufgaben, die aus der Perspektive der Qualitäts-
sicherung die wesentlichen Elemente der ambulanten Beratungs- 
und Behandlungsstellen darstellen .

2 Strukturierter Sachbericht der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstel-
len für Suchtkranke als Anlage zur Verwendungsbestätigung .
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Leistungsbereiche Kernaufgaben
1. Ambulante Beratung und Betreuung Informationsvermittlung

Kontaktaufnahme und Erstgespräch
Anamnese, Diagnostik und Hilfebedarfsermittlung
Suchtspezifische Beratung (ressourcenorientiert, motivierend)
Krisenintervention
Arbeit mit Bezugspersonen
Spezifische Beratungs­ und Gruppenangebote
Vermittlung in weiterführende Hilfesysteme/Case Management
Vermittlung und Motivation zur Mitarbeit in Selbsthilfegruppen
Krisenintervention

2. Aufsuchende Maßnahmen Aufsuchende Arbeit mit Klienten/Klientinnen in deren Lebensumfeld - BBS 
wird gemäß Leistungsvertrag und/oder auf Anfrage tätig

3. Behandlung/Rehabilitation
 Ambulante Entwöhnungsbehandlung Ambulante Therapie nach den Kriterien der Vereinbarung Abhängigkeits-

erkrankungen vom 4 . Mai 2001 (VDR und andere)
- Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen Rentenversicherung und der 

Gesetzlichen Krankenversicherung zur Nachsorge im Anschluss an eine 
medizinische Rehabilitation Abhängigkeitskranker vom 31 . Oktober 2012

- Gemeinsames Rahmenkonzept der Deutschen Rentenversicherung und 
der Gesetzlichen Krankenversicherung zur ambulanten medizinischen 
Rehabilitation Abhängigkeitskranker vom 3 . Dezember 2008

 Ambulante Nachsorge Ambulante Nachsorge nach den Kriterien der VAbk . vom 4 . Mai 2001
4. Vernetzungsarbeit
 Klientenbezogene Kooperation Zusammenarbeit mit anderen Diensten und Institutionen zur Optimierung der 

Hilfen für die Klienten/Klientinnen (niedergelassene Ärzte/Ärztinnen,  
SpDis, Kliniken, Jobcenter, Behörden, Kostenträger, Selbsthilfe, andere 
Suchthilfeeinrichtungen etc .) 
Mitwirkung an Fallkonferenzen, Hilfeplanerstellung und Eingliederungsver-
einbarungen 
Regelmäßige Abstimmung mit SpDis

5. Institutionelle Kooperation Mitarbeit in PSAG und Unterarbeitsgruppen: Sucht/Suchtprävention
Mitarbeit in speziellen Arbeitskreisen wie Jugend-, Gerichts- und Bewäh-
rungshilfe
Mitarbeit im Netzwerk Frühe Intervention bei pathologischem Glücksspiel 
im Land Brandenburg und anderem
Zusammenarbeit mit Selbsthilfegruppen und Selbsthilfekontaktstellen
Mitarbeit in regionalen und überregionalen Arbeitskreisen wie LSK, BLS, 
LIGA, Spitzenverbände

 Mitwirkung Meinungsbildung Mitwirkung in sozialpolitischen Gremien wie Beiräten, Ausschüssen und 
Ähnlichem

6. Dokumentation EDV-gestützte systematische Klienten- und Tätigkeitsdatenerfassung unter 
Verwendung einer vom IFT zertifizierten Software und unter Einhaltung der 
DSGVO
KDS und Strukturierter Sachbericht für Brandenburg

7. Öffentlichkeitsarbeit Darstellung der Problematik stoffgebundener Konsumformen und nicht-
stoffgebundener Verhaltensformen mit Bezug auf regionale Bedarfe und Ent-
wicklungen
Darstellung der Tätigkeiten, Ziele und des Angebotes der BBS in der Öffent-
lichkeit
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Leistungsbereiche Kernaufgaben
8. Prävention Zusammenarbeit mit regionalen und überregionalen Präventionsfachkräften

Ansprechpartner/Ansprechpartnerinnen und Anlaufstelle für Institutionen, 
Gemeinwesen, Multiplikatoren
BBS wird gemäß Leistungsvertrag und/oder auf Anfrage tätig

9. Psychosoziale Substitutionsbegleitung Betreuungsleistung entsprechend der Richtlinie der Bundesärztekammer zur 
Durchführung der substitutionsgestützten Behandlung Opioidabhängiger https://
www .bundesaerztekammer .de/richtlinien/richtlinien/substitutionstherapie/ 
- BBS wird gemäß Leistungsvertrag und/oder im Rahmen von Eingliede-

rungshilfe tätig
Abschluss einer Behandlungsvereinbarung mit substituierendem Arzt/substi-
tuierender Ärztin, Klienten/Klientinnen und Kostenträger

10. Qualitätsmanagement Qualitätsmanagement erfolgt auf der Grundlage der jeweiligen Konzeption 
und des entsprechenden Leistungsvertrages der BBS zur systematischen Si-
cherung und Weiterentwicklung der Qualität des Leistungsangebotes

Leistungsbereiche Ergänzende Aufgaben
1. Beratung und Betreuung
 Ambulante Beratung und Betreuung Spezifische Programme und Projekte (zum Beispiel FreD, Trampolin, HaLT, 

SKOLL)
Raucherentwöhnung
MPU
Streetwork/Beratung in Strukturen der Krankenhilfe/Beratung in Justizvoll-
zugsanstalten

2. Prävention Spezifische Programm­ und Projektangebote (zum Beispiel Bundes­ und 
Landesmodellprojekte)

3. Multiplikatorenarbeit Qualifizierte Informations­ und Schulungsmaßnahmen
4. Schadensminimierung Offener Kontaktbereich/Begegnungsstätten/Übernachtungsangebote

Notschlafstellen/Café, Tee- und Wärmestube, Freizeitangebote
Lebenspraktische Hilfe
Offene Kontakt- und Beziehungsangebote
Safer-use-Maßnahmen und -projekte
Informationsvermittlung, Orientierungshilfen
Hilfe und Unterstützung bei allgemeinen Lebensproblemen
Bedarfsabhängige regionale Angebote

5. Kooperation mit Selbsthilfe Offener Treff, Schulungen von Selbsthilfegruppenleitern/-leiterinnen, Frei-
zeitangebote, Unterstützung der Selbsthilfe

Anlage 2

Leistungsbeschreibung 
für die Kontakt- und Beratungsstellen 

für psychisch kranke Menschen im Land Brandenburg

Die überarbeitete Leistungsbeschreibung trägt gegenüber der 
bisherigen Fassung vom 31 . Januar 2008 den veränderten und 
gestiegenen Anforderungen und den konzeptionellen Weiter-
entwicklungen aus der Praxis Rechnung. Zusätzlich reflektiert 
sie die Ergebnisse des FOGS-Abschlussberichtes vom Dezem-
ber 2009 zur Evaluierung von Beratungsmöglichkeiten für 
Menschen mit pathologischem Spielverhalten unter Berück-
sichtigung der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen 
für Suchtkranke und der Kontakt- und Beratungsstellen für psy-

chisch Kranke im Land Brandenburg für das Ministerium für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie .

Präambel

Gemäß §§ 6 ff . des Gesetzes über die Hilfen und Schutzmaßnah-
men sowie über den Vollzug gerichtlich angeordneter Unter-
bringung für psychisch Kranke und seelisch behinderte Men-
schen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Psychisch-
Kranken-Gesetz - BbgPsychKG) sind die Landkreise und kreis-
freien Städte als Träger der Hilfen nach § 5 BbgPsychKG ins-
besondere zur ambulanten Versorgung psychisch kranker und 
seelisch behinderter Menschen zuständig . Darin zeigt sich die 
Verantwortung der Landkreise und kreisfreien Städte zur Ent-
wicklung von gemeindepsychiatrischen Versorgungsnetzwer-

https://www.bundesaerztekammer.de/richtlinien/richtlinien/substitutionstherapie/
https://www.bundesaerztekammer.de/richtlinien/richtlinien/substitutionstherapie/
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ken und somit auch für einen zentralen Baustein, die Kontakt- 
und Beratungsstellen für psychisch kranke Menschen (im Fol-
genden KBS) .

Die KBS richten sich an psychisch kranke beziehungsweise 
seelisch behinderte Menschen oder von Krankheit/Behinde-
rung bedrohte Menschen und deren Angehörige oder Bezugs-
personen innerhalb einer Versorgungsregion (Landkreis/kreis-
freie Stadt) . Differenzierungen innerhalb der Zielgruppe bezie-
hungsweise Schwerpunktsetzungen bei der Arbeit können sich 
entlang von Genderaspekten, Migrationshintergründen oder 
auch dem Lebensalter1 ergeben . Darüber hinaus tragen die 
KBS zur Kooperation der Akteure bei und unterstützen die Ver-
netzung von ambulanten und stationären Hilfen .

Die Kontakt- und Beratungsstellen sind im Kontext der ge-
meindepsychiatrischen Versorgung ein unverzichtbares ambu-
lantes Basisangebot . Insbesondere das breite Spektrum an un-
mittelbar in der KBS vorhandenen, aber auch der zusätzlich zu 
erschließenden komplementären Angebote für die Besuche-
rinnen und Besucher der KBS trägt wohnortnah und sozial-
raumorientiert zu einem besseren Umgang mit psychischen Er-
krankungen und zu deren Bewältigung bei . Kennzeichnend für 
die bereitgestellten Hilfen ist, dass sie Stigmatisierungen ver-
meiden und Zugänge erleichtern, so dass eine frühzeitige bezie-
hungsweise rechtzeitige Inanspruchnahme erforderlicher Hil-
fen unterstützt wird . Sie ermöglichen zudem einen anonymen 
Zugang und sollen so unnötige Krankenhausaufenthalte ver-
meiden helfen . Weiterhin unterstützen die KBS die Reintegra-
tion nach Aufenthalten in stationären Einrichtungen und haben 
damit auch eine wichtige Aufgabe im Feld der Nachsorge be-
ziehungsweise der nachgehenden Begleitung .

Die Ausrichtung der Angebote an den spezifischen Bedürfnis-
sen der Besucher soll flexible, motivierende und wirkungsvolle 
Hilfen ermöglichen . Offenheit und Freiwilligkeit stärken als 
Arbeitsprinzipien die Compliance und die Selbsthilfekräfte . 
Mit Hervorhebung und Unterstützung der Genesungspotenziale 
der Betroffenen (Recovery) im Beratungskontext und in der 
Ausgestaltung der Hilfen (unter anderem auch durch Psycho-
edukation) sollen Chronifizierungen und Hospitalisierungen 
auch unter Kostengesichtspunkten vermieden werden . Die Ver-
netzung im Gemeinwesen und das Schnüren von Hilfepaketen, 
möglichst im Verbund strukturell vernetzter gemeindepsychiat-
rischer Hilfen, zielen auf passgenaue, individuelle Hilfen . Die 
dadurch vermeidbaren Redundanzen oder Fehlversorgungen 
wirken ebenfalls Kosten dämpfend .

Ziele und Aufgaben

Im Einzelnen ergeben sich insbesondere folgende Zielstellun-
gen für die Arbeit der Kontakt- und Beratungsstellen für psy-
chisch kranke Menschen . Die Zuordnung der Maßnahmen zu 
einzelnen Zielen soll primär die Handlungsvollzüge in den 
KBS verdeutlichen; auch wenn einzelne Maßnahmen gleichzei-
tig mehreren Zielen zugeordnet werden können, wird dement-
sprechend auf Doppelnennungen verzichtet .

1 Zum Beispiel junge Menschen .

1 Aktivierung von fallspezifischen alltagsorientierten und 
psychiatrischen Hilfen für einen besseren Umgang mit und 
zur Bewältigung von psychischen Beeinträchtigungen und 
Erkrankungen

1 .1 Entlastende Gespräche zur Vorbeugung und Bewältigung 
von psychischen Beeinträchtigungen und Erkrankungen 
auf der Grundlage von Empowermentstrategien

1 .2 Wahrnehmung, begleitende Beobachtung, Information und 
Beratung bezüglich der Erkrankung, des Krankheitsver-
laufs und der -folgen sowie der Hilfs- und Kompensations-
möglichkeiten (Clearing)

1 .3 Förderung des Krankheitsverständnisses und des selbstver-
antwortlichen Umgangs mit der Erkrankung sowie Motiva-
tion und Unterstützung bei der Krankheitsbewältigung, ge-
gebenenfalls gestärkt durch explizit psychoedukativ ausge-
staltete Angebote (zum Beispiel zur Einübung alternativen 
Verhaltens, Erlernen von Bewältigungsstrategien bei 
Krankheitsschüben oder auch Krisen)

1 .4 Stärkung der Genesungspotenziale beispielsweise über die 
Förderung der Selbstwahrnehmung insbesondere durch

- angeleitete Entspannungsübungen, Rollenspiele
- Austausch und Rückmeldungen in den Bezugsgruppen
- Aktivierung von sinnstiftenden Erfahrungen und sozia-

len Kontakten (zum Beispiel über Angebote zur Frei-
zeitgestaltung/sportliche Aktivitäten)

1 .5 Hilfen zur Alltagsgestaltung und Angebote zur Tagesstruk-
tur sowie zum Aufbau und Erhalt sozialer Kontakte, insbe-
sondere:

- offene Angebote im Bereich Freizeit, Sport, Kultur, Bil-
dung etc .

- Beteiligung der Besucher an der Angebotsgestaltung 
(zum Beispiel Kochen einschließlich Planen und Ein-
kaufen)

- Angebote zur gestalterischen, kreativen, künstlerischen 
Betätigung

- Beschäftigungsangebote (Sinnstiftung, Belastungstrai-
ning/Arbeitserprobung)

1 .6 Organisation und Moderation von Gruppenprozessen bei 
Besuchern der KBS (Förderung der Entwicklung von sozia-
l en Kompetenzen)

1 .7 Hilfen zur Erschließung, Sicherung und Inanspruchnahme 
sozialrechtlicher und medizinischer Hilfen

1 .8 Gewinnung, gegebenenfalls systematische Erhebung von 
Rückmeldungen der Besucher zur Ausgestaltung und Wirk-
samkeit der Hilfen (Nutzerbefragungen)

2 Aktivierung von fallunspezifischen sozialraumorientierten 
nicht-psychiatrischen Hilfen

2 .1 Verbesserung des Verständnisses für die Lebenssituation 
und Belange psychisch kranker und seelisch behinderter 
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Menschen in ihrem unmittelbaren sozialen Umfeld und im 
gesellschaftlichen Kontext, insbesondere mit den Teilaspek-
ten

- Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Gestaltung von öf-
fentlichkeitswirksamen Veranstaltungen

- Entwicklung und Förderung des Trialogs zwischen Be-
troffenen, professionellen Helfern und Angehörigen 
und Bezugspersonen

- Einbeziehung des Sozialraumes als Begegnungsfeld 
und soziales Lernfeld

2 .2 Über den Einzelfall hinausgehende Kooperation und Ver-
netzung mit den anderen Angeboten innerhalb des Versor-
gungssystems beziehungsweise des gemeindepsychiatri-
schen Netzwerkes, insbesondere mit den Teilaspekten

­ persönliche Kontaktpflege und fachlicher Austausch
- Einschätzungen zu Versorgungssituationen
- Aktivierung passgenauer Hilfen
- Öffentlichkeitsarbeit
- Unterstützung von Planungs- und Steuerungsprozessen 

im Sozialraum auf der Grundlage der Auswertung von 
fallspezifischen und fallunspezifischen Kooperations-
bezügen

2 .3 Entwicklung und Förderung von Aktivitäten und Rahmenbe-
dingungen, die die Inklusion von psychisch kranken bezie-
hungsweise seelisch behinderten Menschen im Sozialraum 
gemäß der Intention und Anforderungen aus der UN-Behin-
dertenrechtskonvention gewährleisten und befördern (Ver-
hindern von Exclusion, Unterstützen von Reintegration) . Ein 
Element ist auch die Aktivierung von zivilgesellschaftlichem 
Engagement und die Unterstützung von Selbsthilfegruppen .

Öffnungszeiten

Die Öffnungszeiten richten sich nach dem Bedarf, dem Versor-
gungsauftrag und den vorhandenen personellen Ressourcen . Es 
soll eine Öffnungszeit von mindestens 29 Stunden pro Woche 
gewährleistet werden . Innerhalb dieser 29 Stunden sind 

Schwerpunktaufgaben wie zum Beispiel Beratungsleistungen, 
Informationsveranstaltungen, fallunspezifische Netzwerkleis-
tungen enthalten .

Personelle Ausstattung

Jede KBS ist mit mindestens 1,3 Vollkräften (VK) zu besetzen . 
Dabei sollen pro KBS in der Regel zwei Mitarbeiter eingesetzt 
werden, wovon die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter, die/der den 
überwiegenden Teil der Öffnungszeiten abdeckt, Fachkraft sein 
soll . Als Fachkraft gelten insbesondere Psychologen/Psycholo-
ginnen, Sozialarbeiter/Sozialarbeiterinnen, Sozialpädagogen/
Sozialpädagoginnen, Krankenschwestern/­pfleger mit psychia-
trischer Zusatzausbildung, Heilpädagogen/Heilpädagoginnen, 
Heilerziehungspfleger/Heilerziehungspflegerinnen, pädagogi-
sches Personal mit sozialpsychiatrischer Zusatzausbildung .

Ausstattung im Versorgungsgebiet

Im Hinblick auf eine optimale ambulante Versorgung mit Kon-
takt- und Beratungsstellen im Landkreis/in der kreisfreien Stadt 
kommt es entscheidend darauf an, dass diese von den Nutzern 
in vertretbarer Weise erreicht werden können und keine unnötig 
langen Anfahrtswege in Kauf genommen werden müssen . Als 
sinnvoll und grundsätzlich förderfähig werden maximal 3 KBS 
pro Versorgungsgebiet angesehen .

Dokumentation

Als Nachweis für die erbrachten Leistungen sind im Sachbe-
richt die tatsächlich stattgefundenen Aktivitäten unter Ausweis 
und Begründung der erfolgten personenbezogenen und sozial-
raumorientierten Schwerpunktsetzungen, die Öffnungszeiten 
und der Personaleinsatz zu benennen und darzustellen . Dem 
Sachbericht ist eine Einschätzung/Bewertung der KBS durch 
den Landkreis/die kreisfreie Stadt beizufügen .

Der Sachbericht und die Einschätzung des Landkreises sind 
Grundlage für die jährlichen Zielvereinbarungsgespräche der 
KBS mit der Gebietskörperschaft und dienen der Steuerung 
und Weiterentwicklung der Versorgungsstrukturen .
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Landesamt für Soziales und Versorgung  
Dezernat 53 
Lipezker Straße 45  
Haus 5 
03048 Cottbus 

                                                Anlage 3  
  
 
       Gz.: 
 
 _____________________________ 
 (vom LASV auszufüllen) 

  
  
 
 

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
 
an die Landkreise und kreisfreien Städte für ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke und für Kontakt- 
und Beratungsstellen für psychisch Kranke 
 
 Haushaltsjahr: ............................. 
 
 
1  Antragsteller/Antragstellerin: 
 
Landkreis/kreisfreie Stadt: 
 
 
Anschrift des Antragstellers/der Antragstellerin: 
(Straße, PLZ, Ort) 
 

 

 
Auskunft erteilt: Telefon: 
 
E-Mail: 

Bankverbindung: 

Kreditinstitut: 

IBAN-Nr.: BIC-Nr.: 

Bezeichnung des Kontoinhabers/der Kontoinhaberin: 

 
 
2 Maßnahme:  
 

  anteilige Finanzierung von Personalkosten der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke (BBS) 
  anteilige Finanzierung von Personalkosten der Kontakt- und Beratungsstellen für psychisch Kranke (KBS) 

 

Maßnahmezeitraum vom: bis: 

 

3  Gesamtpersonalkosten (in €): 

3.1 Beantragte Zuwendung (in €): 
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Landesamt für Soziales und Versorgung  
Dezernat 53 
Lipezker Straße 45  
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                                                Anlage 3  
  
 
       Gz.: 
 
 _____________________________ 
 (vom LASV auszufüllen) 

  
  
 
 

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
 
an die Landkreise und kreisfreien Städte für ambulante Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke und für Kontakt- 
und Beratungsstellen für psychisch Kranke 
 
 Haushaltsjahr: ............................. 
 
 
1  Antragsteller/Antragstellerin: 
 
Landkreis/kreisfreie Stadt: 
 
 
Anschrift des Antragstellers/der Antragstellerin: 
(Straße, PLZ, Ort) 
 

 

 
Auskunft erteilt: Telefon: 
 
E-Mail: 

Bankverbindung: 

Kreditinstitut: 

IBAN-Nr.: BIC-Nr.: 

Bezeichnung des Kontoinhabers/der Kontoinhaberin: 

 
 
2 Maßnahme:  
 

  anteilige Finanzierung von Personalkosten der ambulanten Beratungs- und Behandlungsstellen für Suchtkranke (BBS) 
  anteilige Finanzierung von Personalkosten der Kontakt- und Beratungsstellen für psychisch Kranke (KBS) 

 

Maßnahmezeitraum vom: bis: 

 

3  Gesamtpersonalkosten (in €): 

3.1 Beantragte Zuwendung (in €): 

  

 - 2 - 

  

4 Finanzierungsplan zu den Personalkosten 

4.1 Gesamtkosten (wie Nummer 3)  € 

4.2 Eigenmittel der Träger  € 

4.3 Leistungen Dritter  
(ohne öffentliche Förderung)  € 

4.4 Kommunale Kofinanzierung  
in Prozent zu Nummer 4.1:              %  € 

4.5 
 
Beantragte Zuwendung (wie Nummer 3.1) 
 

 € 

 

5 Personalausgaben  

 
Kostenposition in € 

1. Personalausgaben BBS 
 
 

 davon Glücksspielsuchtberatung 
 

2. Personalausgaben KBS 
 

 Summe (wie Nummer 4.1) 
 

 
 

6 Begründung zur Notwendigkeit der Maßnahme und zur Notwendigkeit der Förderung:  
    
 
 

 
 

7 Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen:  
 
 
 

 
 

8 Anlagen 
 

  Konzeption/en (nur bei Trägerwechsel) 
 

  Arbeitsverträge (nur bei Änderung gegenüber dem Vorjahr) 
 
   Nachweis der rechtsgeschäftlichen Vertretungsbefugnis gemäß Kommunalverfassung 
 

  Übersicht der Fachkräfte beziehungsweise Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen (Anlage zum Antrag) 
 

  weitere Anlagen (bitte einzeln aufführen) 
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9 Darstellung der Maßnahmen, mit denen die oder der Antragstellende darauf hinwirken wird, dass die bean-

tragte Maßnahme für Menschen mit Behinderungen oder Beeinträchtigungen im Sinne des Brandenburgi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes diskriminierungs- und barrierefrei zugänglich ist. 

 
 
 
 

 
 

10 Erklärungen 

 
Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt, dass 
 
10.1  
die erforderliche Grundfinanzierung für den ordnungsgemäßen Betrieb der KBS/BBS gemäß den vorgegebenen Standards 
(vergleiche Anlagen 1 und 2 der Förderrichtlinie) abgesichert ist, 
 
10.2 
er/sie im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug (  ) nicht berechtigt ist, (  ) berechtigt ist und dies bei der Berech-
nung der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer), 
 
10.3 
die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind, 
 
10.4 
der/die Träger der Beratungsangebote mit den in der Anlage namentlich angegebenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen bezie-
hungsweise Fachkräften bereits ein Arbeitsverhältnis geschlossen hat beziehungsweise in Kürze schließen wird, 
 
10.5 
er/sie das Einverständnis der beschäftigten Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen beziehungsweise Fachkräfte von den Trägern der 
Beratungsangebote zur Übermittlung von personenbezogenen Daten an das Landesamt für Soziales und Versorgung aus-
schließlich zum Zweck der Verwendungsnachweisprüfung einholt, 
 
10.6 
unter Berücksichtigung der beantragten Landeszuwendung und eines kommunalen Anteils von mindestens 20 Prozent die 
Gesamtfinanzierung der Personalkosten gesichert ist, 
 
10.7 
kein gleichlautender Zuwendungsantrag bei einer anderen Landesbehörde gestellt wurde,  
 
10.8 
ihm/ihr bekannt ist, dass er/sie ohne Angabe von Gründen und ohne Rechtsnachteile von der unter Nummer 10.9 aufge-
führten Einverständniserklärung absehen beziehungsweise die Einwilligung jederzeit widerrufen kann, 
 
10.9 
er/sie mit der Veröffentlichung von Daten über die Höhe der Zuwendung, den Zweck der Förderung und das Förderpro-
gramm einverstanden ist:              Ja                         Nein 
 
 
 
 
 

 
 

.................................................                          ................................................................................. 
 (Ort, Datum)                                                  Rechtsverbindliche Unterschrift/Dienstsiegel  

 (Landkreis: Landrätin/Landrat) 
 (Kreisfreie Stadt: Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeister) 

 
 
 

 ................................................................................... 
                                                                           Bitte Unterschrift(en) in Druckschrift wiederholen 
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9 Darstellung der Maßnahmen, mit denen die oder der Antragstellende darauf hinwirken wird, dass die bean-

tragte Maßnahme für Menschen mit Behinderungen oder Beeinträchtigungen im Sinne des Brandenburgi-
schen Behindertengleichstellungsgesetzes diskriminierungs- und barrierefrei zugänglich ist. 

 
 
 
 

 
 

10 Erklärungen 

 
Der Antragsteller/die Antragstellerin erklärt, dass 
 
10.1  
die erforderliche Grundfinanzierung für den ordnungsgemäßen Betrieb der KBS/BBS gemäß den vorgegebenen Standards 
(vergleiche Anlagen 1 und 2 der Förderrichtlinie) abgesichert ist, 
 
10.2 
er/sie im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug (  ) nicht berechtigt ist, (  ) berechtigt ist und dies bei der Berech-
nung der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer), 
 
10.3 
die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind, 
 
10.4 
der/die Träger der Beratungsangebote mit den in der Anlage namentlich angegebenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen bezie-
hungsweise Fachkräften bereits ein Arbeitsverhältnis geschlossen hat beziehungsweise in Kürze schließen wird, 
 
10.5 
er/sie das Einverständnis der beschäftigten Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen beziehungsweise Fachkräfte von den Trägern der 
Beratungsangebote zur Übermittlung von personenbezogenen Daten an das Landesamt für Soziales und Versorgung aus-
schließlich zum Zweck der Verwendungsnachweisprüfung einholt, 
 
10.6 
unter Berücksichtigung der beantragten Landeszuwendung und eines kommunalen Anteils von mindestens 20 Prozent die 
Gesamtfinanzierung der Personalkosten gesichert ist, 
 
10.7 
kein gleichlautender Zuwendungsantrag bei einer anderen Landesbehörde gestellt wurde,  
 
10.8 
ihm/ihr bekannt ist, dass er/sie ohne Angabe von Gründen und ohne Rechtsnachteile von der unter Nummer 10.9 aufge-
führten Einverständniserklärung absehen beziehungsweise die Einwilligung jederzeit widerrufen kann, 
 
10.9 
er/sie mit der Veröffentlichung von Daten über die Höhe der Zuwendung, den Zweck der Förderung und das Förderpro-
gramm einverstanden ist:              Ja                         Nein 
 
 
 
 
 

 
 

.................................................                          ................................................................................. 
 (Ort, Datum)                                                  Rechtsverbindliche Unterschrift/Dienstsiegel  

 (Landkreis: Landrätin/Landrat) 
 (Kreisfreie Stadt: Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeister) 

 
 
 

 ................................................................................... 
                                                                           Bitte Unterschrift(en) in Druckschrift wiederholen 
 

Genehmigung für die Befreiung von der Anwendung 
landesrechtlicher Standards

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
und für Kommunales

Gesch .Z 03-31-312-00/2010-002/011
Vom 1 . Februar 2023

I.

Das Ministerium des Innern und für Kommunales hat der Stadt 
Oranienburg gemäß § 2 des Brandenburgischen Standarderpro-
bungsgesetzes die Genehmigung erteilt, auf die in § 5a Absatz 1 
Satz 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 1 . Dezember 
2000 (GVBl . II S . 435), die zuletzt durch die Verordnung vom 
12 . Januar 2022 (GVBl . II Nr . 2) geändert worden ist, vorgese-
hene Pflicht zu verzichten, bei der Bekanntmachung von Sat-
zungen und sonstigen ortsrechtlichen Vorschriften im Internet 
unverzüglich in einem mindestens werktäglich erscheinenden 
periodischen Druckwerk auf die Bekanntmachung und die In-
ternetadresse, unter der die Bereitstellung erfolgt ist, nachricht-
lich hinzuweisen . 

II.

Die Genehmigung wird für drei Jahre erteilt . Sie tritt am Tag 
nach der Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg in 
Kraft . 

III.

Die Genehmigung tritt außer Kraft, wenn § 5a der Bekannt-
machungsverordnung im Rahmen einer Novellierung der Be-
kanntmachungsverordnung entsprechend geändert wird oder 
das Brandenburgische Standarderprobungsgesetz außer Kraft 
tritt .

Im Auftrag

Lechleitner

Genehmigung für die Befreiung von der Anwendung 
landesrechtlicher Standards

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
und für Kommunales

Gesch .Z 03-31-312-00/2010-002/011
Vom 1 . Februar 2023

I.

Das Ministerium des Innern und für Kommunales hat der Ge-
meinde Rüdersdorf bei Berlin gemäß § 2 des Brandenbur-
gischen Standarderprobungsgesetzes die Genehmigung erteilt, 
auf die in § 5a Absatz 1 Satz 2 der Bekanntmachungsverord-
nung vom 1 . Dezember 2000 (GVBl . II S . 435), die zuletzt 

durch die Verordnung vom 12 . Januar 2022 (GVBl . II Nr . 2) 
geändert worden ist, vorgesehene Pflicht zu verzichten, bei der 
Bekanntmachung von Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 
Vorschriften im Internet unverzüglich in einem mindestens 
werktäglich erscheinenden periodischen Druckwerk auf die Be-
kanntmachung und die Internetadresse, unter der die Bereitstel-
lung erfolgt ist, nachrichtlich hinzuweisen . 

II.

Die Genehmigung wird für drei Jahre erteilt . Sie tritt am Tag 
nach der Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg in 
Kraft . 

III.

Die Genehmigung tritt außer Kraft, wenn § 5a der Bekannt-
machungsverordnung im Rahmen einer Novellierung der Be-
kanntmachungsverordnung entsprechend geändert wird oder 
das Brandenburgische Standarderprobungsgesetz außer Kraft 
tritt .

Im Auftrag

Lechleitner

Einführung technischer Regelwerke
für das Straßenwesen im Land Brandenburg

„Richtlinien für die verkehrsrechtliche Sicherung
von Arbeitsstellen an Straßen“ (RSA 21)

Erlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung,

Abteilung 4 - Straßenverkehr - Nr . 3/2023 
Vom 2 . Februar 2023

Allgemeines

Der Erlass richtet sich an die Straßenbaubehörden des Landes 
Brandenburg .

Mit dem Allgemeinen Rundschreiben Nr . 24/2021 vom 8 . No-
vember 2021 hat das Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMDV) die Richtlinien für die verkehrs-
rechtliche Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen in der Aus-
gabe 2021 (RSA 21) bekannt gegeben und im Verkehrsblatt 
(VkBl . 2022 S . 46) veröffentlicht . Diese ersetzen die Richtlini-
en für die Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen in der Aus-
gabe 1995 .

Mit dem Erlass werden die Regelungsinhalte des Allgemeinen 
Rundschreibens Nr . 24/2021 BMDV für das Land Brandenburg 
für den Bereich der Bundes- und Landesstraßen eingeführt . Für 
die im Zuständigkeitsbereich der übrigen Straßenbaubehörden 
des Landes Brandenburg liegenden Straßen wird die Anwen-
dung empfohlen . 
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Weitere Regelungen zu den RSA 21

Das Zeichen 277 .1 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) wird 
in den neuen RSA 21 nicht genannt . Es kann aber an geeigneter 
Stelle verwendet werden . 

Sofern Arbeitsbereiche von Arbeitsstellen beleuchtet werden, 
sind bis zur Fortschreibung der Zusätzlichen Technischen Ver-
tragsbedingungen und Richtlinien für Sicherungsarbeiten an 
Arbeitsstellen an Straßen (ZTV-SA) nachstehende Regelungen 
in die entsprechenden Leistungsbeschreibungen von Bauverträ-
gen aufzunehmen: „Die Beleuchtungsanlage der Arbeitsstelle 
ist so auszulegen, dass Flimmern und Stroboskopeffekte ver-
mieden werden . Farbiges Licht ist nicht anzuwenden . Im Hin-
blick auf die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer ist die Beleuch-
tungsanlage nach Möglichkeit im Bereich der vom Verkehr 
entfernten Fahrbahnbegrenzung zu positionieren . In Arbeits-
stellen von längerer Dauer kann durch die Beleuchtungsanlage 
ebenfalls eine Beleuchtung des Verkehrsbereiches erzeugt wer-
den . Wenn die mittlere Fahrbahnleuchtdichte des Verkehrsbe-
reiches mindestens 0,75 cd/m² beträgt und die Beleuchtung in 
dunkler Umgebung endet, ist mithilfe von zusätzlichen Leuch-
ten besonders am Ende der beleuchteten Arbeitsstelle eine Adap-
tionsstrecke von mindestens 50 Meter vorzusehen . Um eine 
Blendung zu vermeiden, darf die Schwellenwerterhöhung ma-
ximal 15 Prozent innerhalb des Verkehrsbereiches betragen .“ 

Für Arbeitsstellen von kürzerer Dauer kann auf Messtechnik 
und auf Adaptionsstrecken verzichtet werden .

Beim Einsatz von Warnschwellen gemäß RSA 21 sind bis zu 
einer Übernahme entsprechender Regelungen in ein techni-
sches Gesamtregelwerk die Regelungen der „Technischen Lie-
fer- und Prüfbedingungen für Warnschwellen“ (TLP Warn-
schwellen) anzuwenden .

Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für Brandenburg in Kraft . 

Mit Inkrafttreten dieses Erlasses treten außer Kraft:

- Runderlass „Einführung technischer Regelwerke für das 
Straßenwesen in Brandenburg - Arbeitsstellen an Bundes-
autobahnen - Regelungen für Nachtbaustellen - Abwei-
chungen von Regelplänen nach ARS 6/2014 - Einsatz von 
Warnschwellen“ vom 9 . Mai 2018 (ABl . S . 443),

- der in der Anlage des Runderlasses „Einführung Techni-
scher Regelwerke für das Straßenwesen im Land Branden-
burg - Straßenverkehrstechnik - vom 21 . September 1994 
(ABl . S . 1447) unter Nummer 4 aufgeführte Punkt „Hinwei-
se für die Markierung von Arbeitsstellen an Straßen, 1991“ . 

Vierte Änderung der Neufassung der Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes „Rhin-/Havelluch“

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz

Vom 6 . Februar 2023

Auf Grund des § 58 Absatz 2 des Wasserverbandsgesetzes 
(WVG) vom 12 . Februar 1991 (BGBl . I S . 405), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15 . Mai 2002 (BGBl . I S . 1578), hat das 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz als 
Verbandsaufsichtsbehörde am 27 . Januar 2023 die nachfolgen-
de Vierte Änderung der Neufassung der Satzung des Wasser- 
und Bodenverbandes „Rhin-/Havelluch“, die im Verbandsaus-
schuss am 11 . Januar 2023 beschlossen wurde, genehmigt 
(Gesch .-Z .: 6-0448/16+25#39791/2023) . 

Die Vierte Änderung der Neufassung der Satzung tritt mit Wir-
kung vom 1 . Januar 2023 in Kraft . 

Potsdam, den 6 . Februar 2023

Im Auftrag

Axel Loger
Referatsleiter

Vierte Änderung der Neufassung der Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes „Rhin-/Havelluch“

Artikel 1
Änderung der Neufassung der Verbandssatzung

Die Neufassung der Satzung des Wasser- und Bodenverbandes 
„Rhin-/Havelluch“ vom 10 . September 2018 (ABl . S . 990), zu-
letzt geändert am 22 . März 2021 (ABl . S . 355), wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 18 Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher und dem 
Protokollführer zu unterzeichnen .“

2 . § 25 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1) Der Vorstand stellt innerhalb der ersten sechs Monate 
nach Ablauf des Wirtschaftsjahres die Rechnung über alle 
Erträge und Aufwendungen des vergangenen Wirtschafts-
jahres gemäß Wirtschaftsplan gegliedert nach Aufgaben 
entsprechend § 6 Absatz 2 GUVG auf (Jahresabschluss) .“
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Artikel 2
Inkrafttreten

Die Vierte Änderung der Neufassung der Verbandssatzung des 
Wasser- und Bodenverbandes „Rhin-/Havelluch“ tritt mit Wir-
kung vom 1 . Januar 2023 in Kraft .

Ausgefertigt, Fehrbellin, 2 . Februar 2023

 Jens Winter Helmut-René Philipp
 Verbandsvorsteher Verbandsgeschäftsführer

Vierte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz

Vom 6 . Februar 2023

Auf Grund des § 2 Absatz 4 des Gesetzes über die Bildung von 
Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG) vom 13 . März 1995 
(GVBl . I S . 14), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
4 . Dezember 2017 (GVBl . I Nr . 28) geändert worden ist, hat der 
Wasser- und Bodenverband „Welse“ dem Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz als Aufsichtsbehörde 
am 12 . Januar 2023 die Vierte Änderung des Mitgliederver-
zeichnisses des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“, zuletzt 
geändert am 26 . April 2022 (ABl . S . 504), angezeigt . 

Die Vierte Änderung des Mitgliederverzeichnisses wird nach-
folgend veröffentlicht . 

Potsdam, den 6 . Februar 2023

Im Auftrag

Axel Loger 
Referatsleiter

Vierte Änderung des Mitgliederverzeichnisses 
des Wasser- und Bodenverbandes „Welse“

1 . Das Mitgliederverzeichnis des Wasser- und Bodenverban-
des „Welse“, zuletzt geändert am 26 . April 2022 (ABl .  
S . 504), wird wie folgt geändert:

 In Ziffer 2 werden nach den Wörtern „Boldt, Matthias“ ein 
Absatz, die Wörter „Korrmann, Gerd“ und ein Absatz ein-
gefügt .

2 . Die Änderung gilt mit Wirkung vom 1 . Januar 2023 . 

Erste Änderung der Richtlinie
der Staatskanzlei Brandenburg zur Förderung

von Maßnahmen des Zusammenhalts
für eine zukunftsorientierte Regionalentwicklung

Erlass der Staatskanzlei Brandenburg
Vom 2 . Februar 2023

I.

Die Richtlinie der Staatskanzlei Brandenburg zur Förderung von 
Maßnahmen des Zusammenhalts für eine zukunftsorientierte Re-
gionalentwicklung vom 21 . Dezember 2021 (ABl . 2022 S . 66) 
wird wie folgt geändert:

1 . Abschnitt I . Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Förderrichtlinie Zuwendungen aus Mitteln des Zukunfts-
investitionsfonds und des Landeshaushalts für Maßnah-
men, die den Zusammenhalt in kleinen Gemeinden und 
Ortsteilen bis 10 000 Einwohnerinnen beziehungsweise 
Einwohnern des Landes durch einen Beitrag zur Schaf-
fung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen 
oder des solidarischen Miteinanders unterstützen . Den 
Projekten muss eine landespolitisch strategische Bedeu-
tung zukommen . Diese kann auch durch die Realisierung 
mehrerer gleichgerichteter kleinteiliger Einzelprojekte 
im Rahmen dieser Richtlinie erreicht werden .“

2 . In Abschnitt II . Nummer 2 Satz 1 wird der Satzteil vor 
Buchstabe a wie folgt gefasst:

 „Es können ausschließlich investive und investitionsvorbe-
reitende Maßnahmen mit einem Mindestfördervolumen 
von 5 000 Euro gefördert werden:

3 . Abschnitt V . Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5 Durchführungszeitraum

 Investitionszuschüsse werden grundsätzlich nur für 
Vorhaben gewährt, die bis zum 31 . Dezember 2024 
durchgeführt werden .“

II.

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 1 . Januar 2023 in Kraft .
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Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 15306 Friedersdorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 21 . Februar 2023

Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co . KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus wurde die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück in 15306 Friedersdorf in der Gemar-
kung Friedersdorf, Flur 1, Flurstück 40/2 eine Windkraftanlage 
(WKA) zu errichten und zu betreiben (Az .: G02320) .

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I. Entscheidung

1. Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & 
Co . KG (im Folgenden Antragsteller, Heinrich-Hertz-
Straße 6 in 03044 Cottbus wird die 

 Genehmigung

 nach § 4 BImSchG erteilt, eine Windkraftanlage am 
Standort 15306 Friedersdorf,

 Gemarkung: Friedersdorf
 Flur: 1
 Flurstück: 40/2

 in dem unter Ziffer II . und III . dieser Entscheidung  
beschriebenen Umfang und unter Berücksichtigung der 
unter Ziffer IV . genannten Inhalts- und Nebenbestim-
mungen zu errichten und zu betreiben .

2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs . 1 Satz 1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zu-
lassung der beantragten Abweichung (Reduzierung 
der Abstandsflächentiefe von 154,97 m auf 81,12 m) 
gemäß § 67 Abs . 1 BbgBO von der Vorschrift des § 6 
BbgBO sowie die Errichtung einer Löschwasserzis-
terne mit 50 m³ Fassungsvermögen,

- die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Abs . 1 i . V . m . § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG),

- die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach § 71 Abs . 1 BbgBO .

3. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen .

4. Für diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr in 
einem separaten Gebührenbescheid festgesetzt .

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Widerspruch beim LfU mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden .“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung .

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt .

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehörigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 des 
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Veröf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt .

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 23. Februar 2023 bis einschließlich 8. März 
2023 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www .uvp-verbund .de/ veröffentlicht .

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten An-
tragsunterlagen zeitgleich im Landesamt für Umwelt, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 
in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Amtsverwaltung Seelow-
Land, Küstriner Straße 67, Zimmer 412 in 15306 Seelow ausge-
legt und kann dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden .

Für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung während der Dienst-
stunden im Landesamt für Umwelt unter der Telefonnummer 
0335 60676-5182 oder per E-Mail: t13@lfu .brandenburg .de und 
im Amt Seelow-Land unter der Telefonnummer 03346-804937 
oder per E-Mail: d .mettke@amt-seelow-land .de gebeten .

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden .

https://www.uvp-verbund.de/
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274; 2021 I S . 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11 . November 2020 (BGBl . I S . 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18 . März 2021 (BGBl . I  
S . 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
4 . Januar 2023 (BGBl . 2023 I Nr . 6)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20 . Mai 2020 
(BGBl . I S . 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . Dezember 2022 (BGBl . I S . 2234)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 16356 Werneuchen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 21 . Februar 2023

Der Firma Energiequelle GmbH, Hauptstraße 44 in 15806 Zossen 
wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück 16356 Werneu-
chen in der Gemarkung Krummensee, Flur 4, Flurstück 18 eine 
Windkraftanlage zu errichten und zu betreiben (Az .: G05221) .

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

„I. Entscheidung

1. Der Firma Energiequelle GmbH (im Folgenden: Antrag-
steller), Hauptstraße 44 in 15806 Zossen wird die Geneh-
migung erteilt, eine Windkraftanlage (WKA) des Typs 
Enercon E-138 EP3 E2 auf dem Grundstück in 16356 Wer-
neuchen, Gemarkung Krummensee, Flur 4, Flurstück 18 
in dem unter Ziffer II . und III . dieser Entscheidung  
beschriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter 
Ziffer IV . genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen 
zu errichten und zu betreiben .

2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs . 1 Satz 1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit Zulas-
sung einer Abweichung gemäß § 67 BbgBO i . V . m . 
§ 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Abstandsfläche),

- die denkmalrechtliche Erlaubnis nach § 9 Abs . 2  
Nr . 1 Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz 
(BbgDSchG),

- die naturschutzrechtliche Eingriffszulassung gemäß 
§ 17 Abs . 1 i . V . m . § 15 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) .

3. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen .

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

 Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden .“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid Nr . 20 .052 .00 .21/1 .6 .2V/T13 auf-
geführten Nebenbestimmungen erteilt .

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit 
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in 
der Zeit vom 23. Februar 2023 bis einschließlich 8. März 
2023 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt 
(Oder) ausgelegt und kann dort während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden .

Zur Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen 
für Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen ist eine vorherige Anmeldung während der Dienststunden 
unter der Telefonnummer 0335 60676-5182 oder per E-Mail: 
t13@lfu .brandenburg .de erforderlich .

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden . 
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274; 2021 I S . 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11 . November 2020 (BGBl . I S . 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18 . März 2021 (BGBl . I  
S . 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
4 . Januar 2023 (BGBl . 2023 I Nr . 6)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20 . Mai 2020 
(BGBl . I S . 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . Dezember 2022 (BGBl . I S . 2234)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb einer Anlage 
zur Lagerung und Behandlung von gefährlichen 

und nicht gefährlichen Abfällen 
(Sekundär-Rohstoff-Zentrum - SRZ)

in 03052 Cottbus Gemarkung Dissenchen
   

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Landesamtes für Umwelt 

und der Stadt Cottbus
Vom 21 . Februar 2023

Die Firma Lausitz Energie Bergbau AG, Leagplatz 1, 03050 Cott-
bus, beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG), auf den Grundstücken der Tages-
anlagen Jänschwalde in der Gemarkung Dissenchen, Flur 15, 
Flurstück 8 und Flur 16, Flurstück 108 eine Anlage zur Lagerung 
und Behandlung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfäl-
len (Sekundär-Rohstoff-Zentrum - SRZ) zu errichten und zu be-
treiben .

Es handelt sich um eine genehmigungsbedürftige Anlage mit 
den Anlagennummern 8 .11 .1 .1GE, 8 .11 .2 .1GE, 8 .11 .2 .3GE 

und 8 .11 .2 .4V sowie 8 .14 .2 .1GE und 8 .14 .2 .2GE des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4 . BImSchV) . 

Das beantragte Vorhaben fällt gemäß § 3 der 4 . BImSchV unter 
die Industrieemissions-Richtlinie .

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung .

Es liegt ein Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns vor . 
Beantragt wurden vorbereitende Maßnahmen und die Errich-
tung aller im Bauabschnitt 1 enthaltenen baulichen Anlagen, 
einschließlich zugehöriger Erschließungsmaßnahmen .

Für das Vorhaben wurden darüber hinaus wasserrechtliche Er-
laubnisse gemäß § 8 in Verbindung mit § 9 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) bei der unteren Wasserbehörde der Stadt 
Cottbus beantragt . Gegenstand dieser Anträge sind:

- die Einleitung von Niederschlagswasser in die Tranitz zwi-
schen den Tagebauen,

- die Versickerung von Niederschlagswasser,
- die Versickerung von gereinigtem Schmutzwasser aus der 

Kleinkläranlage .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb eines Sekundär-Rohstoff-Zentrums (SRZ) zur Annah-
me, Aufbereitung und Zwischenlagerung von überwiegend mi-
neralischen Abfällen auf den Teilflächen der Tagesanlagen des 
Tagebaus Jänschwalde . Die bestehende Infrastruktur, wie Ge-
bäude, Straßen, Gleisanlagen und Mediennetze sollen durch 
das SRZ zum Teil nachgenutzt und ertüchtigt werden . Auf der 
Betriebsfläche des SRZ sollen Aufbereitungsanlagen zum Sor-
tieren, Sieben, Zerkleinern, Klassieren, Sichten, Konditionieren 
und Abfüllen nicht gefährlicher und gefährlicher Abfälle sowie 
entsprechende Lager­ und Umschlagflächen installiert werden. 
Die Lagerung und Behandlung gefährlicher Abfälle findet in 
einer geschlossenen Halle statt . Die Gesamtlagermenge der in-
erten Abfälle beträgt maximal 56 435 Tonnen und die der nicht 
inerten Abfälle maximal 46 554 Tonnen . Die Gesamtdurchsatz-
leistung der Anlage liegt bei maximal 20 800 Tonnen pro Tag .

Die Anlage soll montags bis freitags von 6 .00 Uhr bis 22 .00 Uhr 
und samstags von 6 .00 Uhr bis 14 .00 Uhr, in Ausnahmefällen am 
Samstag bis 22 .00 Uhr, betrieben werden . An- und Abtransporte 
finden während der Betriebszeiten statt.

Die beantragte Anlage unterliegt den erweiterten Pflichten nach 
§ 9 der Störfall-Verordnung (12 . BImSchV) .

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im II . Quartal 2025 vorgese-
hen .

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags und der dazugehö-
rigen erforderlichen Unterlagen einschließlich der Anträge auf 
wasserrechtliche Erlaubnisse sowie die entscheidungserheb-
lichen Berichte und Empfehlungen, die der Behörde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, werden gemäß § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer 
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Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-
19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch 
eine Veröffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt .

Die auszulegenden Unterlagen sind einen Monat vom 1. März 
2023 bis einschließlich 31. März 2023 über das länderüber-
greifende zentrale UVP-Internetportal unter https://www .uvp-
verbund .de/ unter der Vorhaben-ID Süd-G01722 jederzeit 
und für jedermann einsehbar .

Als zusätzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2 
Satz 1 PlanSiG werden die vorgenannten Unterlagen parallel 
im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Stra-
ße 7, Zimmer 4 .27 in 03050 Cottbus, in der Stadt Cottbus/
Chóśebuz, Neumarkt 5, Raum 461 (4. Etage) in 03046 Cottbus 
sowie im Amt Peitz, Bürgerbüro, Schulstraße 6, 03185 Peitz 
ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden .

Hinweis: Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur 
Einhaltung der gesetzlich geforderten Schutzmaßnahmen für 
Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unterlagen 
eine vorherige Anmeldung während der Dienststunden unter 
folgenden Kontaktdaten erforderlich:

- Landesamt für Umwelt: Telefon: 0355 4991-1421 
 oder per E-Mail: t12@lfu .brandenburg .de,
­ Stadt Cottbus/Chóśebuz: Telefon: 0355 612­2755 
 oder per E-Mail: umweltamt@cottbus .de,
- Amt Peitz: Telefon: 035601 38-0 
 oder per E-Mail: buergerbuero@peitz .de .

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Be-
standteil der veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten insbesondere Angaben zu 
Schall, Geruch, luftverunreinigenden und wassergefährdenden 
Stoffen, Avifauna, Fledermäusen, Biotopen, Wasser, Störfall, 
Abfallbeseitigung und den Bericht über die Umweltverträglich-
keitsprüfung .

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 1. März 2023 bis einschließlich 2. Mai 
2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Süd-G01722 schriftlich

- im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder elektronisch 
an die E-Mail-Adresse: t12@lfu .brandenburg .de, 

­ in der Stadt Cottbus/Chóśebuz, Neumarkt 5, Fachbereich 72 ­ 
Umwelt und Natur oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: 
umweltamt@cottbus .de,

- im Amt Peitz (Bauamt), Schulstraße 6 in 03185 Peitz oder 
elektronisch an die E-Mail-Adresse: buergerbuero@peitz .de 
und

- über das Einwenderportal unter https://lfu .brandenburg .de/
einwendungen

erhoben werden .

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen . 

Einwendungen gegen die Anträge auf wasserrechtliche Erlaub-
nis können bei den vorbezeichneten Behörden zudem auch zur 
Niederschrift erhoben werden .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu .brandenburg .de/einwendungen . 

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies geson-
dert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine form- und frist-
gerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin .

Der Erörterungstermin ist für den 21. Juni 2023 um 10 Uhr 
vorgesehen . Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das 
Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für 
die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeu-
tung sein kann . Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erho-
ben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegen-
über der Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller zu er-
läutern . Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlos-
sen werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden 
Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, dass die 
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden .

Der Veranstaltungsort wird gesondert bekanntgemacht.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
örterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation 
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73 
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) durchgeführt werden .

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation 
statt, so wird dies ebenfalls öffentlich bekannt gemacht .

Hinweise

Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail 
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen . Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung .

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind . 

Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt nicht . 

https://www.uvp-verbund.de/
https://www.uvp-verbund.de/
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen
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Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274; 2021 I S . 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1792)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12 . Oktober 2022 (BGBl . I S . 1799)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren - 9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 2 
der Verordnung vom 11 . November 2020 (BGBl . I S . 2428)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18 . März 2021 (BGBl . I  
S . 540), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom  
4 . Januar 2023 (BGBl . 2023 I Nr . 6)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts-
gesetz - WHG) vom 31 . Juli 2009 (BGBl . I S . 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4 . Januar 2023 
(BGBl . 2023 I Nr . 5) 

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und  
Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20 . Mai 2020 
(BGBl . I S . 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . Dezember 2022 (BGBl . I S . 2234) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Stadt Cottbus
Fachbereich 72 Umwelt und Natur

Untere Wasserbehörde

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald

Haushaltssatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Lausitz-Spreewald 
für das Haushaltsjahr 2023

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald 

Vom 19 . Dezember 2022

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg wird nach Beschluss der Regionalen Planungsgemein-
schaft Lausitz-Spreewald vom 19 . Dezember 2022 folgende 
Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird
 
1 . im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

 ordentlichen Erträge auf 810 .100 EUR
 ordentlichen Aufwendungen auf 854 .400 EUR

 außerordentlichen Erträge auf 0 EUR
 außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR

2 . im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

 Einzahlungen auf 811 .600 EUR
 Auszahlungen auf 855 .900 EUR

festgesetzt .

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
entfallen auf:

 Einzahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 802 .100 EUR
 Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 846 .400 EUR
 
 Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf 9 .500 EUR
 Auszahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf  9 .500 EUR
 
 Einzahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR
 Auszahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR
 
 Einzahlungen aus der Auflösung 
 von Liquiditätsreserven 0 EUR
 Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0 EUR
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§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt .

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

(1) Die Umlage für die Regionale Planungsstelle nach § 16 der 
Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-
Spreewald wird gemäß Beschluss der Regionalversammlung 
vom 19 . Dezember 2022 wie folgt veranschlagt:

LK Dahme-Spreewald 11 .840,00 EUR
LK Elbe-Elster 6 .756,00 EUR
LK Oberspreewald-Lausitz 7 .244,00 EUR
LK Spree-Neiße 7 .536,00 EUR
Stadt Cottbus/Chóśebuz 6.624,00 EUR

(2) Die Umlage für das Regionale Energiekonzept (REK)  
RENplus nach § 16 der Hauptsatzung der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Lausitz-Spreewald wird gemäß Beschluss der 
Regionalversammlung vom 19 . Dezember 2022 wie folgt ver-
anschlagt:

LK Dahme-Spreewald 4 .440,00 EUR
LK Elbe-Elster 2 .534,00 EUR
LK Oberspreewald-Lausitz 2 .716,00 EUR
LK Spree-Neiße 2 .826,00 EUR
Stadt Cottbus/Chóśebuz 2.484,00 EUR

Die Zahlung der Umlagen ist am 30 . April 2023 fällig .

§ 5

1 . Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Auf-
wendungen als für die Regionale Planungsgemeinschaft 
Lausitz-Spreewald von wesentlicher Bedeutung angesehen 
werden, wird auf

25.000 EUR
 festgesetzt .

2 . Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplan-
mäßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen 
Zustimmung des Vorstandes der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Lausitz-Spreewald bedürfen, wird auf

5.000 EUR
 festgesetzt .

3 . Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen 
ist, werden bei:

a) der Erhöhung des gemäß Haushaltsplan zu erwartenden 
Fehlbetrages im ordentlichen Ergebnis um

30.000 EUR
 und

b) bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen Einzel-
aufwendungen oder Einzelauszahlungen von mehr als

5.000 EUR
 des Haushaltsansatzes in einzelnen Konten festgesetzt .

§ 6

Nicht verbrauchte Mittel aus der Umlage gemäß § 4 der Haus-
haltssatzung 2023 vom 19 . Dezember 2022 sind in das Folge-
jahr übertragbar . 

Cottbus, den 19 . Dezember 2022

Loge
Vorsitzender der Regionalversammlung

Die Unterlagen liegen während der Geschäftszeiten zur Einsicht-
nahme in der Regionalen Planungsstelle, Gulbener Straße 24, 
03046 Cottbus, aus . Um telefonische Voranmeldung unter  
0355 4949 77-0 wird gebeten .

Bestätigung des Jahresabschlusses 2021 
und der Bilanz zum 31. Dezember 2021
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Lausitz-Spreewald

Bekanntmachung
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Lausitz-Spreewald 
Vom 19 . Dezember 2022

Die Regionalversammlung hat mit Beschluss-Nr . 57/246/22 
vom 19 . Dezember 2022 den Jahresabschluss 2021 und die Bi-
lanz zum 31 . Dezember 2021 sowie mit Beschluss-Nr . 57/247/22 
vom 19 . Dezember 2022 die Entlastung des Vorstandes und des 
Vorsitzenden der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-
Spreewald bestätigt .

Cottbus, 19 . Dezember 2022

Loge
Vorsitzender der Regionalversammlung

Die Unterlagen liegen während der Geschäftszeiten zur Einsicht-
nahme in der Regionalen Planungsstelle, Gulbener Straße 24, 
03046 Cottbus, aus . Um telefonische Voranmeldung unter  
0355 4949 77-0 wird gebeten .
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Ungültigkeitserklärung von Dienstausweisen 

Polizeipräsidium Land Brandenburg

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Frau Susanne Kunze, Dienstausweisnummer 102662, 
Kartennummer 05494, Farbe blau, ausgestellt am 21 .06 .2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt .

Der durch Verlust/Diebstahl abhandengekommene Dienstaus-
weis von Herrn Jörg Lüke, Dienstausweisnummer 209128, 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Kartennummer 0950, Farbe grau, ausgestellt am 20 .10 .2017 
durch den Zentraldienst der Polizei des Landes Brandenburg, 
wird hiermit für ungültig erklärt .

Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und Ge-
sundheit

Der durch Verlust abhandengekommene Dienstausweis von 
Frau Doritt Köckritz, Dienstausweisnummer 221414, ausge-
stellt am 13 .08 .2021, gültig bis 12 .08 .2031, wird hiermit für 
ungültig erklärt .
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